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ÖFFENTLICHE NIEDERSCHRIFT 
 

über die 2. öffentliche Sitzung 

des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses 
 
 

 
 
 
 
Sitzungstag : 02.06.2026 
 
Sitzungsort : im Rathaus, Am Sonnenplatz 1, Sitzungssaal Hessentag, EG 
 
Sitzungsdauer : Beginn: 19:00 Uhr – Ende: 21:42 Uhr 
 
Unterbrechungen : 21:23 – 21:27 Uhr 
 
 
 
Die Mitglieder des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses waren durch Einladung vom 
21.05.2026 - unter Angabe der zu behandelnden Tagesordnungspunkte - einberufen 
worden. 
 
Einwände gegen die ordnungsgemäße Ladung wurden nicht erhoben. 
 
Sitzungsort, Sitzungstag, Sitzungsbeginn sowie die Tagesordnung wurden im amtlichen  
Bekanntmachungsorgan der Stadt Bad Vilbel am 28.05.2026 veröffentlicht. 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss war nach der Anzahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig (s. Anwesenheitsliste Seite 6). 
 
Die Tagesordnung wurde geändert (siehe Seite 7). 
 
Über sämtliche Tagesordnungspunkte wurde in öffentlicher Sitzung verhandelt. 
 
Für diese Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses enthalten die  
Seiten 8 bis 12 Beratungsergebnisse und Beschlüsse. 
 
 
 
 
 
Dr. Bernd Hielscher  Diana Firnges 
Ausschussvorsitzender      Schriftführerin 
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A n w e s e n h e i t s l i s t e : Mitgliederzahl: 13 
Davon anwesend: 13 
 
 Fraktionsstärke: 
a) stimmberechtigt: 
 
CDU          5 Mitglieder 
 

Hager, Silke  
Reitz, Christian  
Völker, Jens  
Dr. Witzel, Hagen Roland  
Worel, Lukas  
 
SPD          2 Mitglieder 
 

Dr. Hielscher, Bernd  
André, Lucia  
 
GRÜNE         3 Mitglieder 
 

Dr. Grabo, Tobias  
Stoß, Thomas  
Wind, Nicole  
 
AfD          1 Mitglied 
 

Schmidt, Norbert  
 
FDP          1 Mitglied 
 

Dr. h.c. Hahn, Jörg-Uwe  
 
LINKE          1 Mitglied 
 

Zimmermann, Alwin  
 
 
b) nicht stimmberechtigt:   
 
vom Magistrat:    Bürgermeister Sebastian Wysocki 
      Stadtrat Clemens Breest 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: ./. 
 
von der Verwaltung:    Carsten Holtschneider - FBL Techn. 
Dienste/Bauwesen 
      Johannes Reitzmann - FDL Planung und 
Stadtentwicklung 
 
Gast:       Herr Bode – Planungsbüro Fischer 
 
Schriftführerin:    Diana Firnges 
 
c) es fehlten:  ./. 
 
Presse: 1  Zuhörer: 3 
  



Planungs-, Bau- und Umweltausschuss vom 02.06.2026  - Seite 7 - 

 
Herr Dr. Hielscher begrüßt die Mitglieder und Teilnehmer der Sitzung und stellt Herrn Bode 
und Herrn Reitzmann vor, die zu TOP 2 und TOP 3 referieren. 
 
 
 
Änderung der Tagesordnung: 
 
 
Es liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN zu TOP 
„Grundsatzbeschluss der Stadt Bad Vilbel zur Anwendung des Bauturbos“ vor. Dieser wird 
unter TOP 3 behandelt. 
 

 
Weiter liegt ein Antrag der Fraktion Die Linke „Antrag zur Verbesserung der Situation auf 
dem Heilsberg bezüglich der Baustelle bis zum 31.07.2026“ vor. 
Da der Antrag nicht fristgerecht eingereicht wurde, wird Herr Zimmermann gebeten die 
Dringlichkeit zu erläutern. Über die Einbringung des Antrags wird abgestimmt. 
Dafür:  Fraktionen Die Linke, GRÜNE  (4) 
Dagegen: Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD  (9) 
Enthaltung: ./. 
 

Der Antrag wird nicht in die Tagesordnung aufgenommen. 
 
 

Zudem liegen von der Fraktion Die Linke zwei Änderungsanträge zum Antrag der Fraktion 
FDP „Systematische Erfassung und Beseitigung von Straßenschäden“ vor. Beide 
Änderungsanträge werden unter TOP 4 behandelt. 
 
Von den Fraktionen CDU und SPD liegt ein Änderungsantrag zum Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Fläche für Schnellladesäulen“ vor. Dieser wird unter TOP 5 
behandelt. 
 
 
Die Änderung der Tagesordnung wird einstimmig (13) angenommen. 
 
 
 

TAGESORDNUNG 
 
 
 

1. Mitteilungen   
 
 

    a) des Ausschussvorsitzenden   
 
 

    b) des Magistrats   
 
 

2. Vorhabenbezogener Bebauungsplan “Hofgut Laupus” in Bad 
Vilbel, Gemarkung Massenheim, nach dem Baugesetzbuch 
(BauGB) 

  

 
 

    a) hier: Durchführungsvertrag 2026/101  
 
 

    b) hier: Beschlussfassung über die fristgerecht vorgebrachten 
Stellungnahmen mit Anregungen der Öffentlichkeit sowie der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. §§ 
3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

2026/102  

 
 

    c) hier: Beschlussfassung als Satzung gemäß § 10 BauGB 2026/103  
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3. Grundsatzbeschluss der Stadt Bad Vilbel zur Anwendung 
des Bauturbos 
§§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b, 246e und 36a BauGB 

2026/121  

 
 

 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 
02.06.2026 
betr. Änderungsantrag zum Grundsatzbeschluss der Stadt 
Bad Vilbel zur Anwendung des Bauturbos 

2026/9 AT  

 
 

4. Antrag der Fraktion FDP vom 19.04.2026 
betr. Systematische Erfassung und Beseitigung von 
Straßenschäden 

2026/4 AT  

 
 

 Antrag der Fraktion Die Linke vom 02.06.2026 
betr. Änderungsantrag zur systematischen 
Schadenserfassung - Kameras mit KI zum Beispiel an 
Müllfahrzeugen (zu Punkt 2) 

2026/11 AT  

 
 

 Antrag der Fraktion Die Linke vom 02.06.2026 
betr. Änderungsantrag Systematische Erfassung und 
Beseitigung von Straßenschäden stark frequentierter 
Verkehrsachsen sowie Gefahrenstellen (zu Punkt 3) 

2026/12 AT  

 
 

5. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN vom 
17.05.2026 
betr. Flächen für Schnellladesäulen 

2026/7 AT  

 
 

 Antrag der Fraktionen CDU und SPD vom 02.06.2026 
betr. Änderungsantrag zu Flächen für Schnellladesäulen 

2026/10 AT  
 
 

6. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN vom 
17.05.2026 
betr. Stilllegung Gasanschluss 

2026/8 AT  

 

 
 
Ende der Tagesordnung 
 
 
 
 
TOP 1. Mitteilungen 
 
a) des Ausschussvorsitzenden 
 
keine 
 
 
b) des Magistrats 
 
Herr Bürgermeister Wysocki berichtet für den Magistrat (Anlage 1) 
 
 
TOP 2. Vorhabenbezogener Bebauungsplan “Hofgut Laupus” in Bad Vilbel, 

Gemarkung Massenheim, nach dem Baugesetzbuch (BauGB) (Anlage 2 OP) 
 
Herr Bode vom Planungsbüro Fischer berichtet zum Bauvorhaben „Hofgut Laupus“ und steht 
für Fragen zur Verfügung. 
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a) hier: Durchführungsvertrag (Anlage 3 OP) 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den vorgelegten Durchführungsvertrag mit 
Herrn Steffen Laupus und Herrn Rudolf Richard Franz Laupus mit dem Sitz in Harheimer 
Weg 100, 61118 Bad Vilbel zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan “Hofgut Laupus”. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD   (9) 
Dagegen: Fraktionen GRÜNE und Die Linke  (4) 
Enthaltung: ./. 
 
 
b) hier: Beschlussfassung über die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen 

mit Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB (Anlage 4 OP) 

 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Nach Abwägung der öffentlichen und privaten Belange untereinander und gegeneinander, 
beschließt die Stadtverordnetenversammlung die als Anlage beigefügten Beschlussvorlagen 
über die Behandlung der abwägungsrelevanten Stellungnahmen, die in den Verfahren nach 
§§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
„Hofgut Laupus“, Bad Vilbel, Gemarkung Massenheim, abgegeben worden sind, als 
Stellungnahme der Stadt Bad Vilbel. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD   (9) 
Dagegen: Fraktionen GRÜNE und Die Linke  (4) 
Enthaltung: ./. 
 
 
c) hier: Beschlussfassung als Satzung gemäß § 10 BauGB (Anlage 5 OP) 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 10 BauGB den im Vollverfahren 
aufgestellten Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Hofgut Laupus“ in der Fassung vom 
04.09.2025, in Bad Vilbel, Gemarkung Massenheim, bestehend aus textlichen Festsetzungen, 
Planzeichnung, dem Vorhaben- und Erschließungsplan Begründung und Umweltbericht, als 
Satzung. Ebenso werden die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen gemäß § 91 Hessische 
Bauordnung (HBO) in Verbindung mit § 9 (4) BauGB als Satzung beschlossen. 

Dem Bebauungsplan wird das folgende Fachgutachten beigefügt: Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD   (9) 
Dagegen: Fraktionen GRÜNE und Die Linke  (4) 
Enthaltung: ./. 
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Herr Bode verabschiedet sich und verlässt die Sitzung. 
 
 
TOP 3. Grundsatzbeschluss der Stadt Bad Vilbel zur Anwendung des Bauturbos 

§§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b, 246e und 36a BauGB (Anlage 6 OP) 
 

Herr Reitzmann berichtet über die Änderungen des BauGB auf Grund des von der 
Regierung beschlossenen Bauturbos. 
 
Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung 
folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Grundsatzbeschluss der Stadt Bad Vilbel 
zur Anwendung des Bauturbos mit Stand vom 07.05.2026.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass die Beschlussfassung zur Zustimmung 
der Gemeinde in Baugenehmigungsverfahren nach § 34 Abs. 3b i.V.m § 36a BauGB auf den 
Magistrat übertragen wird.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass die Beschlussfassung zur Zustimmung 
der Gemeinde in Baugenehmigungsverfahren nach § 31 Abs. 3 i.V.m § 36a BauGB wird auf 
den Magistrat übertragen wird.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass dem Magistrat, zur Fristwahrung gem. § 
36a BauGB, die Beschlussfassung übertragen wird, Anträge nach § 246e BauGB jederzeit 
abzulehnen, falls diese den Vorgaben des Grundsatzbeschlusses widersprechen. Weiterhin 
wird die Beschlussfassung zur Zustimmung der Gemeinde nach § 246e i.V.m. § 36a BauGB 
in Baugenehmigungsverfahren auf den Magistrat übertragen, wenn ein entsprechender 
Beschluss auf Zustimmung der Gemeinde nach § 246e BauGB durch die 
Stadtverordnetenversammlung vorliegt. Über die Zustimmungen nach § 246e BauGB in 
Baugenehmigungsverfahren sowie abgelehnte Entscheidungen des Magistrats ist die 
Stadtverordnetenversammlung in Kenntnis zu setzen.  
 
Die Anwendung der neuen Rechtsinstrumente soll in regelmäßigen Abständen evaluiert und 
der Grundsatzbeschluss bei Bedarf angepasst werden.  
 
 
 Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 02.06.2026 

betr. Änderungsantrag zum Grundsatzbeschluss der Stadt Bad Vilbel zur 
Anwendung des Bauturbos (Anlage 7) 

 
Herr Dr. Grabo bringt den Änderungsantrag ein. 
 
Über den vorliegenden Beschluss inkl. Änderungsantrag wird abgestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis des weitergehenden Antrags: 
 
Dafür:   Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD, GRÜNE  (12) 
Dagegen: ./. 
Enthaltung: Die Linke      (1) 
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TOP 4. Antrag der Fraktion FDP vom 19.04.2026  
betr. Systematische Erfassung und Beseitigung von Straßenschäden  
(Anlage 8 OP) 

 
Herr Dr. h.c. Hahn bringt den Antrag ein und erläutert diesen. 
 
 
Bevor über den Hauptantrag der Fraktion FDP abgestimmt wird, stimmt der Ausschuss über 
die Änderungsanträge der Fraktion Die Linke ab. 
 
 Antrag der Fraktion Die Linke vom 02.06.2026 

betr. Änderungsantrag zur systematischen Schadenserfassung - Kameras 
mit KI zum Beispiel an Müllfahrzeugen (zu Punkt 2) (Anlage 9) 

 
Herr Zimmermann bringt den Antrag ein und erläutert diesen. 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktion Die Linke    (1) 
Dagegen: Fraktionen CDU, SPD, GRÜNE, AfD (11) 
Enthaltung: Fraktion FDP     (1) 
 
 
 Antrag der Fraktion Die Linke vom 02.06.2026 

betr. Änderungsantrag Systematische Erfassung und Beseitigung von 
Straßenschäden stark frequentierter Verkehrsachsen sowie Gefahrenstellen  
(zu Punkt 3) (Anlage 10) 

 
Herr Zimmermann bringt den Antrag ein und erläutert diesen. 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktion Die Linke    (1) 
Dagegen: Fraktionen CDU, SPD, GRÜNE  (10) 
Enthaltung: Fraktionen FDP, AfD    (2) 
 
 
Abstimmungsergebnis Hauptantrag: 
 
Dafür:   Fraktionen FDP, AfD    (2) 
Dagegen: Fraktionen CDU, SPD, GRÜNE, Die Linke (11) 
Enthaltung: ./.    
 
 
TOP 5. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN vom 17.05.2026 

betr. Flächen für Schnellladesäulen (Anlage 11 OP) 
 
Herr Dr. Grabo bringt den Antrag ein und erläutert diesen. 
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Herr Dr. Witzel stellt den Änderungsantrag vor. 
 
Nach ausführlicher Diskussion bittet die Fraktion BÜNDNIS 90/Die Grünen um eine 
Unterbrechung um sich beraten zu können. 
 
Der ursprüngliche Antrag wird aufrechterhalten und zur Abstimmung gestellt. 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktion GRÜNE, Die Linke   (4) 
Dagegen: Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD  (9) 
Enthaltung: ./. 
 
 
 Antrag der Fraktionen CDU und SPD vom 02.06.2026 

betr. Änderungsantrag zu Flächen für Schnellladesäulen (Anlage 11) 
 
Der Antrag wird angenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD  (9) 
Dagegen: Fraktion GRÜNE, Die Linke   (4) 
Enthaltung: ./. 
 
 
TOP 6. Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN vom 17.05.2026 

betr. Stilllegung Gasanschluss (Anlage 12 OP) 
 
Herr Dr. Grabo bringt den Antrag ein und erläutert diesen. 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Dafür:   Fraktion GRÜNE, Die Linke   (4) 
Dagegen: Fraktionen CDU, SPD, FDP, AfD  (9) 
Enthaltung: ./. 
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Mitteilungen PBuUA am 02.06.2026 

 

RegFNP-Änderungsverfahren 8. Änd. Nördlich der Theodor-Heuss-Str. II 

 

Der HPA der Regionalversammlung hat am 08.05.2026 den abschließenden Beschluss 

gefasst. Wir rechnen nun damit, dass die Veröffentlichung dieses Beschlusses im 

Staatsanzeiger Ende Juni/Anfang Juli 2026 erfolgt. Anschl. veröffentlichen wir den 

Satzungsbeschluss und bringen damit den B-Plan zur Rechtskraft. 

 

B-Plan „Nördlich der Dortelweiler Straße“ 

 

Mittlerweile ist auch der Fachbeitrag Wasserwirtschaft beauftragt worden.  

Die hydrologische Untersuchung ist ebenfalls in Auftrag gegeben. 

 

Bis wurden folgende Planungsleistungen vergeben: 

• Verkehrliche Stellungnahme 

• Fachbeitrag Artenschutz 

• Bodengutachten 

• Schallschutzgutachten 

• Umweltbericht 

• Planungsbüro für die Ausarbeitung des B-Plans 

 

Baugebietserschließung Auf dem Harheimer Weg 

 

Für die Erschließung des Neubaugebietes „Auf dem Harheimer Weg“ ist die Vergabe der 

Bauleistungen für den Kanal- und Verkehrsanlagenbau sowie die Verlegung von 

Versorgungsleitungen erfolgt. Die Bruttoauftragssumme beträgt 1.727.370,54 € die sich auf 

drei Lose verteilt: 

Los 1 610.744,00 € Verkehrsanlagen 

Los 2 1.075.743,90 € Ingenieurbauwerke Kanalbau 

Los 3 40.882,64 € Versorgungsleitungen Stadtwerke 

Der geplante Baubeginn für die Erschließungsarbeiten von Kanal und Straße ist weiterhin der 

15.06.2026. 

 

Rundgang "mit allen Sinnen" zum Tag der Städtebauförderung am 9. Mai 2026  

 

Insgesamt 14 Teilnehmerinnen und Teilnehmer folgten der Einladung zum Rundgang „mit 

allen Sinnen“ durch den Kernbereich Bad Vilbel, vorbei an diversen Maßnahmen der 

Städtebauförderung. Beginnend am erneuerten Vorplatz des Südbahnhofs wurde an 

verschiedenen Stationen wurde Halt gemacht, um die Innenstadt ganz bewusst 

Bürgermeister Bad Vilbel, 02.06.2026 

 

  Sebastian Wysocki 

 Telefon 06101 602200 

 Telefax 06101 602353 

 E-Mail 

Sebastian.Wysocki 

@bad-vilbel.de 
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wahrzunehmen. Der erste Stopp war kurz hinter dem Biwer-Kreisel in der neugestalteten 

Frankfurter Straße. Am Platz in der Baugasse wurden bewusst die Materialien einer Stadt 

erfühlt: Pflanzen, Holz, Wasser, Naturstein, Beton, Glas, Metall. Weiter ging es zum Niddaplatz 

samt Wochenmarkt. Passenderweise sollten an dieser Stelle die vielzähligen Gerüche der 

Stadt erfahren werden. Anschließend führte der Rundgang durch den Kurpark, wo in einer 

ruhigen Minute die Geräusche wahrgenommen wurden. Obwohl die Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer mitten in der Innenstadt waren, fühlten sie sich wie in der Natur. Weiter ging es an 

der Marktplatzbrücke mit einem Bilderrätsel, bei dem die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

anhand von Fotoausschnitten erfolgreich Orte erkannten, die während des Rundgangs 

passiert wurden. Den Abschluss bildete das „Schmecken“ mit einer kleinen Verköstigung 

lokaler Küche (grüne Sauce, Kartoffelsalat mit Frankfurter Würstchen sowie Handkässalat) vor 

der Metzgerei Lukarsch. Die Resonanz war sehr positiv, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 

bedankten sich für dieses ungewöhnliche Format, das sie die Stadt noch mal ganz anders und 

viel bewusster at wahrnehmen lassen. 

 

Ausbau barrierefreier Bushaltestellen Teil IV 

 

Mittlerweile konnten folgende Haltestellen fertiggestellt werden:  

• Am Bahnhof 

• Kornsiedlung 

• Danziger Str. 

• Martin-Reck-Str. 

• Rechthienstraße 

• Auf dem Niederberg 

 

Weitere auszubauende Haltestellen sind dann noch: 

• Berliner Str. II (zukünftig Elisabethenhain) 

• Bergstraße (siehe hierzu auch u. s. weitere Mitteilung) 

 

Deckensanierung Erzweg 

 

Die Stadt Bad Vilbel setzt ihre Maßnahmen zur Verbesserung der Barrierefreiheit im 

öffentlichen Raum konsequent fort. Als nächster Schritt wird die Bushaltestelle „Bergstraße“ 

barrierefrei umgebaut. 

 

Im Zuge der Arbeiten wird nicht nur die Haltestelle selbst modernisiert, sondern auch der 

angrenzende Kreuzungsbereich Bergstraße/Erzweg umfassend neu gestaltet. Hier entstehen 

unter anderem sogenannte Rollborde für einen niveaugleichen Straßenübergang sowie taktile 

Leitelemente, die insbesondere sehbehinderten Menschen eine bessere Orientierung 

ermöglichen. 

 

Darüber hinaus wird die Fahrbahndecke im gesamten Kreuzungsbereich sowie im direkten 

Umfeld der Bushaltestelle erneuert. Die Stadt nutzt die Baumaßnahme zudem, um einen 

weiteren, dringend sanierungsbedürftigen Abschnitt des Erzwegs anzugehen: Zwischen der 

Straße „Grüner Weg“ und der Kreuzung Bergstraße/Erzweg wird die stark beschädigte 

Fahrbahndecke erneuert. Aufgrund des schlechten Zustands ist eine punktuelle 

Ausbesserung mit Kaltasphalt hier nicht mehr ausreichend. 

 

Die Bauarbeiten bringen temporäre Einschränkungen für den Verkehr mit sich. So muss der 

Erzweg im betroffenen Bereich für den Autoverkehr voll gesperrt werden. Eine entsprechende 

Umleitung wird eingerichtet und ausgeschildert. 
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Neubau der alten Dreifeldhalle  

 

Die Hochbauten der alten Dreifeldhalle sind seit Ende der KW 21 komplett abgerissen. Der 

Rohbauer wird geplant ab dem 13.07. bzw.  bzw. 20.07. mit seinen Arbeiten beginnen.  

 

Neubau Verwaltungsgebäude Betriebshof 

 

Der Neubau wurde gestern, am 01.06.2026, bezogen. 

 

Neubau geförderter Wohnraum, Homburger Straße 66 

 

Aktuell befinden sich die gesamten Planungsleistungen (Architektur, Tragwerksplanung, 

Haustechnische Anlagen) in der öffentlichen Ausschreibung. 

Ca. Anfang Juli können die verschiedenen Planungsleistungen beschlossen und vergeben 

werden, um möglichst bis Ende des Jahres einen Bauantrag und eine Baugenehmigung zu 

erhalten. 

 

Umwandlung Rasenspielfeld in ein Kunstrasenspielfeld, Sportanlage Dortelweil 

 

Weitere Untersuchungen des Bodengutachters auf der Fläche wurden abgeschlossen 

(Kleinrammbohrungen und Handschürfen), die gesamte Bestandssituation wurde vermessen. 

Aktuell wird die Entwurfsplanung erarbeitet, Ziel ist es möglichst im Herbst den nötigen 

Bauantrag einzureichen. 

 

Ausbau Geh- und Radweg Erlenbach samt Brückenneubau (Maßnahmennummern RVK: S03, 

S11, S29) 

 

Die Stadt Bad Vilbel plant den Ausbau des Geh- und Radweges parallel zum Erlenbach 

sowie den Ersatzneubau der Fuß- und Radwegbrücke „Unterer Steg“ über den Erlenbach 

im Stadtteil Massenheim der Stadt Bad Vilbel auf einer Gesamtlänge von ca. 560 m. Der 

geplante Ausbau unterteilt sich in den Abschnitt „Nord-Süd“ mit einer Länge von rund 483 m 

sowie dem Abschnitt „Ost-West“ (inkl. Brücke) mit einer Länge von rund 77 m. 

 

Der vorhandene Weg ist bisher mit einer wassergebundenen Oberfläche und einer Wegbreite 

von rund 2,00 m – 2,30 m versehen. Eine verkehrssichere Nutzung mit dem Fahrrad sowie 

durch mobilitätseingeschränkte Personen ist aufgrund des vorhandenen Ausbaus, besonders 

bei ungünstigen Witterungsverhältnissen, nicht uneingeschränkt bzw. dauerhaft möglich. Der 

Weg wird bereits heute gut frequentiert und stellt einen wichtigen Bestandteil innerhalb des 

Stadtteils Massenheim als auch dem lokalen Hauptroutennetz und der 

Schulradwegverbindung zu den Schulzentren der Stadt Bad Vilbel dar. 

 

Geplant ist der RStO-konforme Ausbau des Weges mit einer asphaltierten Oberfläche auf 

einer Breite > 2,50m bis 3,00m sowie der Ersatzneubau der Fuß- und Radwegebrücke über 

den Erlenbach mit einer Breite von 4,00 m zwischen den Geländern. Durch die geplanten 

Maßnahmen können Konflikte zwischen Fußgängern und Radfahrer minimiert und gleichzeitig 

eine deutliche Verbesserung für eine Nutzung sowohl für Radfahrer als auch für Fußgänger 

erreicht werden. 

 

Die Vergabe für den Abbruch und den Neubau der Geh- und Radwegebrücke Unterer Steg 

erfolgte Mitte Februar 2026. Die Kosten für Abbruch der Brücke und Gründung der Widerlager 

belaufen sich auf rund 375.000 €. Die Kosten für den Überbau rund 133.000 €. Am 27.05.2026 
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wird die für den Brückenbau erforderliche Bachverrohrung hergestellt. Das führt zu einer 

Vollsperrung der Brücke. Eine Umleitung ist eingerichtet. Die Schulen wurden Seitens der 

Verwaltung über die geänderte Verkehrsführung informiert. 

 

Die Vergabe der Bauleistung „Ausbau des Geh- und Radwegs parallel zum Erlenbach im 

Stadtteil Massenheim“ ist Mitte Mai 2026 erfolgt. Die Bruttoauftragssumme beträgt rund 

780.000 €. Die Kick-Off-Besprechung mit der Baufirma hat in der KW 21 stattgefunden. 

Geplanter Baubeginn für den Wegebau ist der 08.06.2026.  

 

Sperrpfosten entfernt (Maßnahmennummer RVK P07) 

 

In Massenheim wurde in der verlängerten Homburger Straße im Bereich der Fußgänger-LSA 

über die L3008 ein Sperrpfosten entfernt. An der betrachteten Stelle befand sich ein für den 

Radverkehr hinderlicher Sperrpfosten. 

 

Verbot für Fahrzeuge aller Art (VZ 250) für Radverkehr freigegeben (Maßnahmennummer 

RVK P14) 

 

Auf dem parallel zur B3 verlaufenden Weg war die Beschilderung mit Verkehrszeichen 250 

„Verbot für Fahrzeuge aller Art“ angebracht, die auch den Radverkehr ausschloss. Das VZ 

wurde ergänzt durch das Zusatzzeichen 1022-10 „Radverkehr frei“. 

 

Maßnahme Bordsteinabsenkung Homburger Straße (Maßnahmennummer RVK P56) 

 

Die Maßnahme zur Absenkung des Bordsteins auf Nullniveau unter Berücksichtigung der 

Belange der Barrierefreiheit im Mündungsbereich der Homburger Straße auf die Kasseler 

Straße wurde Ende KW 20 abgeschlossen. 

 

Maßnahme Bordsteinabsenkung Feldbergstraße (Maßnahmennummer RVK P55) 

 

Die Maßnahme zur Absenkung des Bordsteins auf Nullniveau unter Berücksichtigung der 

Belange der Barrierefreiheit im Mündungsbereich der Homburger Straße auf die Kasseler 

Straße wurde Ende KW 20 abgeschlossen. 

 

Radweg Gronau-Rendel entlang der K247 (Maßnahmennummer RVK S54) 

 

In der letzten Besprechung wurden die Unterlagen der Leistungsphase 2 (Vorplanung gem. 

HOAI) besprochen und abgeschlossen. Leistungsphase 2 dient verallgemeinert ausgedrückt 

der Erarbeitung wesentlicher Teile einer Planungsaufgabe. Im vorliegenden Projekt waren das 

die natur- und artenschutzrechtlichen Untersuchungen sowie die Variantenprüfung in 

Abstimmung mit der oberen Naturschutz- und Wasserbehörde mit abschließender Festlegung 

einer Vorzugsvariante. Im Vordergrund stand hierbei die Findung einer geeigneten Trasse um 

den weiteren Planungsaufwand einzuschätzen und die Grundlage einer detaillierten 

Entwurfsplanung zu schaffen. Die Planung wurde im Ortsbeirat Gronau durch einen Vertreter 

von Hessen Mobil vorgestellt.  

 

Die Entwurfsplanung (Leistungsphase 3) dient jetzt im Anschluss der Erarbeitung einer 

endgültigen Lösung bzw. der technischen Ausarbeitung der gewählten Vorzugsvariante. 

Erkenntnisse aus vorherigen Untersuchungen und bereits bekannte Auflagen der 

anzuhörenden Behörden werden in die Planung eingearbeitet. 
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Die geotechnischen Untersuchungen können grundsätzlich erst nach Findung der 

Vorzugsvariante durchgeführt werden. Die Bodenproben werden unmittelbar im Zuge der 

geplanten Trasse entnommen und analysiert. 

Diese Untersuchung liefert Erkenntnisse im Hinblick auf: 

• Beschaffenheit des Untergrundes (Gesteinsarten, Schichtdicken, Korngerüst, 

Wasseranteil, Schadstoffanteil). 

• Die Tragfähigkeit des vorhandenen Untergrundes. 

• Notwendige Verbesserungsmaßnahmen zur Erhöhung der Tragfähigkeit des 

Untergrundes. 

• Erforderlicher Aufbau der Fahrbahn. 

 

Die technische Planung wird momentan dahingehend vorbereitet, eine valide Aussage über 

den Flächenbedarf zu treffen.  

 

Im Rahmen der Planung für den Ersatzneubau des Brückenbauwerks finden momentan die 

Abstimmungen hinsichtlich des Regelquerschnitts für das Gewässer mit der oberen 

Wasserbehörde statt. 

 

Parallel zur technischen Planung wird auch der landschaftspflegerische Begleitplan, der 

artenschutzrechtliche Fachbeitrag sowie die FFH-Vorprüfung auf unsere Vorzugsvariante 

konkretisiert. 

 

In der Zwischenzeit konnte die Stadt dafür sorgen, dass alle für den Wegebau benötigten 

Grundstücke in öffentlicher Hand sind.  

 

Niddarenaturierung zwischen Wiesengassen-Steg und Kläranlagenbrücke gestartet 

 

Die Hauptbauarbeiten haben in der KW 20 begonnen. Die Arbeiten sollen Ende Juli 

abgeschlossen sein. 

 

Umbenennung der „Hermann-Gmeiner-Straße“ in „Waldblick“ abgeschlossen 

 

Die Umbenennung der bisherigen „Hermann-Gmeiner-Straße“ in „Waldblick“ ist nun auch im 

Straßenbild sichtbar abgeschlossen. Der städtische Betriebshof hat in der KW 21 die neuen 

Straßenschilder montiert und damit die Umsetzung des Beschlusses der 

Stadtverordnetenversammlung vollendet. 

 

Wander- und Erlebnisweg in Bad Vilbel-Dortelweil 

 

Die Stadt Bad Vilbel plant die Einrichtung eines naturnahen Wander- und Erlebniswegs im 

Stadtteil Dortelweil. Das Vorhaben ist als dauerhaftes Infrastrukturprojekt konzipiert. Es 

verfolgt das Ziel, ein hochwertiges, generationenübergreifendes Angebot für Naherholung und 

kulturelle Bildung zu schaffen. Der Fokus liegt dabei auf dem Erleben der Historie des 

Stadtteils in Verbindung mit den angrenzenden Natur- und Kulturlandschaften. 

 

Der Wander- und Erlebnisweg wird durch mehrere thematische Stationen strukturiert. Geplant 

sind unter anderem Informationsstelen, Sitz- und Rastmöglichkeiten, Orientierungselemente 

sowie digitale Ergänzungen (QR-Codes mit Audio- und Hintergrundinformationen). Diese 

Maßnahmen dienen der didaktischen Vermittlung historischer, landschaftlicher und 

ökologischer Inhalte entlang des Weges. 
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Der Weg ergänzt das bestehende Netz der Nidda-Rad- und Spazierwege, erschließt jedoch 

erstmals gezielt den Stadtteil Dortelweil und dessen historische und landschaftliche 

Besonderheiten. 

 

Ein entsprechender Förderantrag (Hessentagsmittel) wurde bei der WI-Bank eingereicht. Die 

voraussichtlichen Gesamtkosten liegen bei 100.000 €. Die Förderung soll 40.000 € betragen.  

 

 

gez. 

 

Sebastian Wysocki 

Bürgermeister 



Grundsatzbeschluss der Stadt Bad Vilbel zur 

Anwendung des Bauturbos 

Planungs-, Bau- und Umweltausschuss

26.05.2026

FB Technische Dienste / Bauwesen

FD Planung und Stadtentwicklung 

§§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b, 246e und 36a BauGB

Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung 

(BGBl. 2025 | Nr. 257 vom 29.10.2025)



Neuerungen im BauGB

• § 31 Abs. 3: Befreiung von Bebauungsplänen

• § 34 Abs. 3b: Abweichungen von der Einfügung

• § 36a: Zustimmung der Gemeinde

• § 246e: Abweichungen von allen Vorschriften des BauGB

2



§ 31 Abs. 3 BauGB

§ 31 Abs. 3 BauGB neu

Mit Zustimmung der Gemeinde kann 
im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen von den 
Festsetzungen des Bebauungsplans 
zugunsten des Wohnungsbaus 
befreit werden, wenn die Befreiung 
auch unter Würdigung nachbarlicher 
Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. Die Befreiung 
nach Satz 1 ist mit öffentlichen 
Belangen insbesondere dann nicht 
vereinbar, wenn sie aufgrund einer 
überschlägigen Prüfung voraussichtlich 
zusätzliche erhebliche 
Umweltauswirkungen hat.

3

§ 31 Abs. 3 BauGB alt

„In einem Gebiet mit einem  
angespannten Wohnungsmarkt, das 
nach § 201a bestimmt ist, kann mit 
Zustimmung der Gemeinde im 
Einzelfall von den Festsetzungen des 
Bebauungsplans zugunsten des 
Wohnungsbaus befreit werden, wenn 
die Befreiung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar ist. 
(…)“



Auswirkungen des § 31 Abs. 3 BauGB
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• Zugunsten des Wohnungsbaus kann von Grundzügen der 
Planung der städtischen Bebauungspläne befreit werden

• „Zugunsten des Wohnungsbaus“: Errichtung neuen Wohnraums

• Im Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren Fällen

• Muss mit den nachbarlichen und öffentlichen Interessen vereinbar 
sein. Darf insbesondere keine erheblichen Umweltauswirkungen 
auslösen

• Wahrung der Planungshoheit: Aktive Zustimmung nach § 36a 
BauGB erforderlich



Anwendungsbeispiele des § 31 Abs. 3 
BauGB
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• Aufstockung von Gebäuden / Ausbau von Dachgeschossen 

• Befreiung von der Anzahl der Vollgeschosse

• Überschreitung von Baugrenzen

• Befreiungen von der Art der baulichen Nutzung



Risiken

• Städtebauliche Missstände und 
Funktionslosigkeit von 
Bebauungsplänen

• Missachtung nachbarlicher und 
öffentlicher Belange

• Rechtsunsicherheit

• Verlust der Planungshoheit aufgrund 
Zustimmungsfiktion gem. § 36a 
BauGB

Chancen

• Nachverdichtung im Bestand

• Befreiung von nicht mehr 
zeitgemäßen Festsetzungen

• Flexible und schnelle Genehmigung 
anstatt Bebauungsplanänderung

Chancen und Risiken bei der 
Anwendung des § 31 Abs. 3 BauGB
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§ 34 Abs. 3b BauGB

Mit Zustimmung der Gemeinde kann im Einzelfall oder in mehreren 
vergleichbaren Fällen vom Erfordernis des Einfügens in die nähere Umgebung 
abgewichen werden, wenn das Vorhaben der Errichtung eines 
Wohngebäudes dient und auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit 
den öffentlichen Belangen vereinbar ist.
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Auswirkungen des § 34 Abs. 3b BauGB
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• Abweichungen von der Notwendigkeit der Einfügung nach § 34 
BauGB für Neubauvorhaben möglich

• Im Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren Fällen

• Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 
Belangen

• Wahrung der Planungshoheit: Aktive Zustimmung nach § 36a 
BauGB erforderlich



Anwendungsbeispiele des § 34 Abs. 3b 
BauGB
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• Bebauung in rückwärtigen Bereichen von Grundstücken

• Bebauung größerer Baulücken und Restflächen

• Tiefere und höhere Bebauung möglich



Chancen und Risiken bei der 
Anwendung des § 34 Abs. 3b BauGB
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Risiken

• Städtebauliche Missstände und 
Präzedenzfälle

• Missachtung nachbarlicher und 
öffentlicher Belange

• Rechtsunsicherheit und 
uneinheitliche Behördenpraxis

• Verlust der Planungshoheit aufgrund 
Zustimmungsfiktion gem. § 36a 
BauGB

Chancen

• Nachverdichtung im Bestand –
„Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“

• Genehmigung von 
Wohnungsbauvorhaben, die sich 
nicht einfügen, aber städtebaulich 
vertretbar sind



§ 36a BauGB
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(1) Vorhaben nach § 31 Absatz 3 und § 34 Absatz 3b sind nur mit 
Zustimmung der Gemeinde zulässig, auch wenn die Gemeinde selbst die 
zuständige Bauaufsichtsbehörde ist. Die Gemeinde erteilt die Zustimmung, 
wenn das Vorhaben mit ihren Vorstellungen von der städtebaulichen 
Entwicklung und Ordnung vereinbar ist. Sie kann ihre Zustimmung unter 
der Bedingung erteilen, dass der Vorhabenträger sich verpflichtet, 
bestimmte städtebauliche Anforderungen einzuhalten. Die Zustimmung der 
Gemeinde gilt als erteilt, wenn sie nicht binnen drei Monaten nach 
Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird; § 36 
Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz gilt entsprechend.

(2) Die Gemeinde kann der betroffenen Öffentlichkeit vor der Entscheidung 
über die Zustimmung Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Antrag 
innerhalb angemessener Frist geben, höchstens jedoch innerhalb eines 
Monats. In diesem Fall verlängert sich die nach Absatz 1 Satz 4 
anzuwendende Entscheidungsfrist um die Dauer der Stellungnahmefrist.

(3) Die Entscheidung der Gemeinde über die Zustimmung kann nur im 
Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die 
Zulassungsentscheidung überprüft werden.



Auswirkungen des § 36a BauGB
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• Zustimmung der Gemeinde: Keine Pflicht zur Anwendung – Muss mit 
den Vorstellungen der städtebaulichen Entwicklung und Ordnung 
vereinbar sein

• Zustimmung unter Vorbehalt bestimmter städtebaulicher 
Bedingungen

• Möglichkeit der Öffentlichkeitsbeteiligung

• Nur im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens überprüfbar

• Über die Zustimmung ist innerhalb von drei Monaten nach Eingang 
bei der Gemeinde zu entscheiden, ansonsten gilt diese als erteilt 
(Zustimmungsfiktion)



Übertragung von Entscheidungen auf 
den Magistrat
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• Städtebauliche Auswirkungen der Entscheidungen nach                
§ 31 Abs. 3 und § 34 Abs. 3b BauGB sind begrenzt

• Prüfungen nach § 31 und § 34 BauGB sind bereits etablierte 
Verwaltungspraxis

• Fristwahrung nach § 36a BauGB notwendig

Entscheidungsbefugnisse nach § 31 Abs. 3 und § 34 Abs. 3b 
BauGB sollen von der Stadtverordnetenversammlung auf den 
Magistrat übertragen werden



§ 246e BauGB
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(1) Mit Zustimmung der Gemeinde kann bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030 von den 

Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den aufgrund dieses Gesetzbuchs erlassenen 

Vorschriften abgewichen werden, wenn die Abweichung unter Würdigung nachbarlicher Interessen 

mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist und einem der folgenden Vorhaben dient:

1. der Errichtung Wohnzwecken dienender Gebäude,

2. der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung zulässigerweise errichteter Gebäude, wenn hierdurch 

neue Wohnungen geschaffen oder vorhandener Wohnraum wieder nutzbar wird, oder

3. der Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen zu Wohnzwecken, 

einschließlich einer erforderlichen Änderung oder Erneuerung.

Hat eine Abweichung für Vorhaben im Außenbereich oder eine Abweichung von Bebauungsplänen 

nach überschlägiger Prüfung voraussichtlich zusätzliche erhebliche Umweltauswirkungen, ist eine 

Strategische Umweltprüfung nach den §§ 38 bis 46 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen. Bei Vorhaben nach den Nummern 18.7 und 18.8 der 

Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung bleibt die Verpflichtung zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls unberührt. 



§ 246e BauGB
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(2) Für die Zustimmung der Gemeinde nach Absatz 1 Satz 1 gilt § 36a entsprechend.

(3) Im Außenbereich sind die Absätze 1 und 2 nur auf Vorhaben anzuwenden, die im räumlichen 

Zusammenhang mit Flächen stehen, die nach § 30 Absatz 1, Absatz 2 oder § 34 zu beurteilen 

sind. § 18 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes ist anzuwenden.

(4) Die Befristung nach Absatz 1 Satz 1 bezieht sich nicht auf die Geltungsdauer einer 

Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im bauaufsichtlichen Verfahren von 

der Vorschrift Gebrauch gemacht werden kann.

(5) Wird ein Vorhaben nach Absatz 1 zugelassen, können in entsprechender Anwendung der 

Absätze 1 bis 4 auch zugelassen werden:

1. den Bedürfnissen der Bewohner dienende Anlagen für kulturelle, gesundheitliche und soziale 

Zwecke,

2. Läden, die zur Deckung des täglichen Bedarfs für die Bewohner dienen.



Auswirkungen des § 246e BauGB
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• Befristete Experimentierklausel, welche die Möglichkeit eröffnet 
Wohnbauvorhaben umzusetzen, ohne langwierige 
Bauleitplanverfahren durchzuführen

Risiken

• Entwertung der Bauleitplanung –
Verlagerung auf 
Einzelfallentscheidungen

• Hohe Rechtsunsicherheit - Nicht 
angemessene Würdigung insb. 
öffentlicher Belange

• Verlust der Planungshoheit aufgrund 
Zustimmungsfiktion gem. § 36a 
BauGB

Chancen

• Umsetzung von Wohnbauvorhaben 
mit städtebaulicher Relevanz

• Weitgehende Flexibilität in der 
Anwendung 

• Stärkung kommunaler 
Handlungsmöglichkeiten

• Beschleunigung von Verfahren



Verfahrensablauf zur Umsetzung von 
Vorhaben nach § 246e BauGB
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1. Der Bauherr stellt das geplante Vorhaben dem FD Planung und 
Stadtentwicklung vor

2. Der FD Planung und Stadtentwicklung prüft, ob das Vorhaben nach den 
regulären Vorschriften des Planungsrechts zugelassen werden kann 
oder ob § 31 Abs. 3, § 34 Abs. 3b und § 246e BauGB anwendbar sind

3. Falls die Voraussetzungen der § 31 Abs. 3 oder § 34 Abs. 3b BauGB 

gegeben sein sollten reicht der Bauherr einen Bauantrag beim 
Wetteraukreis mit Antrag „Zustimmung der Gemeinde“ gem. § 36a 

BauGB ein. Der Magistrat der Stadt trifft im Baugenehmigungsverfahren 
die abschließende Entscheidung, ob das Bauvorhaben nach § 31 Abs. 3 

oder 34 Abs. 3b BauGB zugelassen wird

Falls ein Vorhaben nach § 246e BauGB umgesetzt werden soll, sind die 
weiteren Verfahrensschritte einzuhalten: 



Verfahrensablauf zur Umsetzung von 
Vorhaben nach § 246e BauGB
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4. Es wird geprüft, ob das Vorhaben der Liste der Ausschlusskriterien und 

den sonstigen Voraussetzungen des § 246e BauGB nicht widerspricht. 

Je nach Umfang und Komplexität, kann verlangt werden, dass ein 

Fachbüro, auf Veranlassung des Bauherrn, hinzugezogen wird und die 

Prüfung durchführt

5. Das städtebauliche Konzept wird in Abstimmung mit dem FD Planung 

und Stadtentwicklung konkretisiert und ggf. ein Entwurf für einen 

Städtebaulichen Vertrag gem. § 11 BauGB zur Einhaltung 

verpflichtender Vorgaben ausgearbeitet

6. Der Bauherr stellt einen formlosen Antrag auf Einleitung eines 

Bebauungsplanverfahrens einschließlich der Zulassung des Vorhabens 

nach § 246e BauGB



Verfahrensablauf zur Umsetzung von 
Vorhaben nach § 246e BauGB
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7. Die Stadtverordnetenversammlung fasst den Beschluss zur Anwendung von § 246e 
BauGB

1. Ggf. auch Beschluss des Städtebaulichen Vertrags

2. Abhängig von der Komplexität des Vorhabens wird vorgeschaltet der 
Aufstellungsbeschluss für ein Bebauungsplanverfahren einschließlich einer 
Beteiligung gem. § 3(1) und § 4(1) BauGB bzw. § 3(2) und § 4(2) BauGB 
beschlossen und durchgeführt. Nach Auswertung der eingegangenen 
Stellungnahmen entscheidet die Stadtverordnetenversammlung, ob ein reguläres 
Bauleitplanverfahren weitergeführt werden soll oder das Vorhaben nach § 246e 
BauGB zugelassen werden kann

8. Nach positivem Beschluss zur Anwendung des § 246e BauGB und ggf. 
Unterzeichnung des Städtebaulichen Vertrags stellt der Bauherr einen Bauantrag beim 
Wetteraukreis mit Antrag „Zustimmung der Gemeinde“ gem. § 36a BauGB. Der 
Magistrat der Stadt trifft im Baugenehmigungsverfahren die abschließende 
Entscheidung, ob das Bauvorhaben nach § 246e BauGB zugelassen wird und stellt 
sicher, dass das eingereichte Vorhaben den Beschlüssen der 
Stadtverordnetenversammlung entspricht. Die Entscheidung wird der 
Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis gegeben



Ausschlusskriterien bei der 
Anwendung des § 246e BauGB

• Bei der Abweichung von Zielen der Raumordnung und der 

Landesplanung (z.B. Vorranggebieten, in welcher Wohnbauvorhaben 

nicht zulässig sind)

• Bei der Abweichung von Darstellungen des Regionalen 

Flächennutzungsplans, in welchen Wohnbauvorhaben nicht zulässig 

sind

• In Schutzgebieten (u.a. Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, 

Biotope, Natura 2000 Gebiete)

• In Waldgebieten

• In Grünflächen, Parks oder Spiel- und Sportplätzen

• In Bahn- oder Straßenverkehrsflächen

• Wenn das Vorhaben Bedarf an öffentlicher Erschließung auslöst
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Vorteile des Verfahrensablaufs nach
§ 246e BauGB
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• Die Planungshoheit der Gemeinde wird gestärkt - Interessen der Stadt 

können abgebildet werden

• Strukturiertes und nachvollziehbares Verfahren

• Schnellere Wohnraumschaffung entweder ohne Bebauungsplan oder 

Weiterführung im regelkonformen Bauleitplanverfahren



Übertragung von Entscheidungen nach 
§ 246e BauGB auf den Magistrat
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• Entscheidungen nach § 246e BauGB haben städtebauliche 
Relevanz

• Beschlusskompetenz verbleibt bei der 
Stadtverordnetenversammlung

• Übertragung der Beschlusskompetenz zur Ablehnung eines 
Antrags auf den Magistrat, falls vom vorgegebenen 
Verfahrensablauf abgewichen wird

• Übertragung der Zustimmung im Baugenehmigungsverfahren auf 
den Magistrat, wenn ein Beschluss durch die 
Stadtverordnetenversammlung vorliegt



Weiteres Vorgehen
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• Enge Abstimmung mit Bauaufsicht (Wetteraukreis) zur 
Anwendung der neuen Instrumente

• Einbindung der neuen Regelungen in die Bauberatung

• Evaluierung und ggf. Anpassung des Grundsatzbeschlusses



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit

FB Technische Dienste / Bauwesen

FD Planung und Stadtentwicklung 
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